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Sprecher für Landwirtschaft und Lebensmittelsicherheit 


Österreichisches Pestizid-Kontroll-Chaos 

- ein Ergebnis der ÖVP-Umweltpolitik

Wien, November 2005

1)
Änderungen des Pflanzenschutzmittelgesetzes seit 2000

Agrarrechtsänderungsgesetz 2001: (BM Molterer)

Erleichterung der Zulassung sogenannter „identischer Produkte“ von Pflanzenschutzmitteln: (= vereinfachte Zulassung von Pestiziden) und Auslagerung dieser Zulassungen an das damalige Bundesamt und Forschungszentrum für Landwirtschaft

Agrarrechtsänderungsgesetz 2002: (BM Molterer)

Erleichterung der Zulassung von sogenannten Parallel-Importen und Verordnungsermächtigung für die pauschale Zulassung aller Pestizide eines anderen EU-Mitgliedsstaates (Bundesrepublik Deutschland, Niederlande)

(=vereinfachte Zulassung von Pestiziden aus dem EWR-Raum und einfaches Antragsverfahren) – zuständige Stelle für die Zulassung und die Kontrolle von Pestiziden ist nun das Bundesamt für Ernährungssicherheit (BAES), die im wesentlichen Personen-ident mit der AGES (Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit) ist. 

Agrarrechtsänderungsgesetz 2004: (BM Pröll)

Verstärkte Meldepflicht für Inverkehrbringer von Pflanzenschutzmitteln aus Deutschland und Niederlande gemäß §12 Abs. 10 des Pflanzenschutzmittelgesetz. Anpassung an die EU-Richtlinie 91/414/EWG, Maximale generelle Abverkaufsfrist für nicht-mehr zugelassene Pestizide von einem Jahr. Öffentliches Pflanzenschutzmittelregister wird nicht mehr publiziert – nur mehr im Internet abfragbar. 

2)
Konsequenzen dieser Liberalisierungen

Die Zahl der zugelassenen Pflanzenschutzmittel hat durch die Gleichstellungsver-ordnungen BGBl. II Nr. 109/1998 (BRD) und . BGBl. II Nr. 52/2002 (Niederlande) rapide zugenommen und sich seit dem Jahr 2000 fast verdreifacht (Quelle: Grüner Bericht 2005):
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Parallel dazu haben jedoch die Kontrollen keinesfalls im selben Umfang zugenommen. Im Kontrollbericht 2003 wurde noch explizit als Zielvorgabe „die Beprobung von 70 der 892 in Österreich zugelassenen Präparate“ gemacht, obwohl bereits 1673 Pflanzenschutzmittel mit 31. 12. 2002 zugelassen waren! Die Umstrukturierungen im Bereich des Kontrollwesens haben offensichtlich zu erheblichen Umsetzungsdefiziten geführt (neue Unternehmensstruktur der AGES mit 15.9.2003). 

Quelle: Kontrollberichte des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft aus den Jahren 2001 – 2004: Amtliche Kontroll-maßnahmen gemäß Artikel 17 der Richtlinie 91/414/EWG über die Inverkehrbringung und Anwendung von Pflanzenschutzmitteln). 
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3)
Generelle Defizite im Pflanzenschutzmittel-Gesetz

Die Kontrolle des Bundesamtes für Ernährungssicherheit (BAES) gemäß Pflanzenschutzmittelgesetz bezieht sich prinzipiell nur auf die Inverkehrbringung, die Kennzeichnung und Verpackung sowie die Zusammensetzung der Pflanzenschutzmittel. 

Unter Inverkehrbringung werden nur handelsrelevante Tätigkeiten (z.B. durch Genossenschaften, Vereine, Firmen, etc.) bezeichnet, nicht jedoch Direkt-Importe von Landwirten. Jedoch werden seit einigen Jahren verstärkt solche Direkt-Importe durch die tätigen Firmen selbst beratend angeboten, da eine wesentliche Mehrwertsteuer-Ersparnis damit verbunden ist. Seit 2001 spricht auch der Grüne Bericht des Landwirtschaftsministeriums davon, dass in der Darstellung der Pestizid-Anwendung in Österreich die Direkt-Importe nicht inbegriffen sind: 

„Zur Mengenstatistik ist anzumerken, dass in den letzten Jahren – vor allem wegen der unterschiedlichen Mehrwertsteuersätze für Pflanzenschutzmittel in den einzelnen EU-Mitgliedsstaaten – von den österreichischen Bäuerinnen und Bauern eine nicht erfassbare Menge an Pflanzenschutzmitteln direkt in anderen EU-Mitgliedsstaaten eingekauft wurde. Da dies kein Inverkehrbringen im Sinne des Pflanzenschutzmittelgesetzes darstellt, sind diese Mengen in der offiziellen Mengenstatistik nicht enthalten.“ (Grüner Bericht 2005, S. 15/16)

Die Kontrolle der Pflanzenschutzmittel-Anwendung ist Ländersache und laut Anfragebeantwortung durch BM Pröll auch diese Direkt-Importe. Allerdings ist die Kontrolle der Bundesländer weder harmonisiert noch wirklich vergleichbar. So haben im Jahr 2004 die Bundesländer Burgenland und Salzburg gar keine Kontrollberichte abgeliefert.  

Die Verfolgungsverjährung gemäß PMG § 34 Abs. 2 beträgt 1 Jahr, der Strafrahmen ist zu gering. Derzeit kostet eine Anzeige bezüglich illegaler Inverkehrbringung gerade mal 390 € gemäß Gebührenordnung des BAES. Der Strafrahmen von bis zu 14 530 € wird nie ausgeschöpft.

4)
Aktuelles Pestizid-Kontroll-Chaos in Österreich

Im Kontrollbericht 2004 wird wörtlich davon gesprochen, dass die hohe Anzahl an Beanstandungen mit dem Ablauf von 71 Zulassungen durch die EU-VO 2076/2002 mit Datum 25. 7. 2003 zu tun habe und dies vom Handel nicht konsequent genug beachtet worden sei. Bleibt offen, warum nicht schon 2003 eine Informationsoffensive und verschärfte Kontrolle durchgeführt wurde. 

Der aktuelle Pestizid-Skandal in der Steiermark, bei dem nach anonymer Anzeige ein illegales Lager entdeckt wurde und 53 t Pflanzenschutzmittel beschlagnahmt wurden, zeigt erneut die enormen Defizite des PMG auf: Die beschlagnahmte Ware wurde weder sofort sichergestellt noch Proben oder Muster gezogen. Nach erfolgter Anzeige bei der BH waren die Produkte nach vier Wochen nicht mehr auffindbar und laut Geschäftsführer dieser Firma ins Ausland verbracht worden!

Laut Anfragebeantwortung von BM Pröll vom 6. Sept. 2005 handelte es sich um ein illegales Lager im Bezirk Weiz, in Krottendorf, Stmk. 65 illegale Produkte waren erhoben und am 3. 6. 2005 beschlagnahmt worden. Die Liste aller Handelsnamen und Wirkstoffe liegt dem BMLFUW zwar vor, aber dieses ist nicht bereit diese öffentlich bekanntzugeben. Rückfragen beim BAES, Dir. Url, und zuständigen Beamten im Landwirtschaftsministerium haben ergeben, dass die Juristen im Haus prüfen sollen, ob diese Informationen aus der Hand gegeben werden dürfen!? Weitere vorläufige Beschlagnahmungen in ganz Österreich wurden durchgeführt. Eine diesbezügliche Anfrage an BM Pröll wurde bereits gestellt. 

In der Anfragebeantwortung wird festgehalten, dass „dem BAES kein Hinweis vor(liegt), dass unter Bauern ein Handel mit unerlaubten Pflanzenschutzmitteln betrieben wird“ und weiters, dass von landwirtschaftlichen Betrieben für den Eigenbedarf in anderen EU-Mitgliedsstaaten eingekauften Mittel hinsichtlich ihrer rechtskonformen Verwendung von den Landesbehörden zu kontrollieren sind. Pflanzenschutzmittel-Importe aus Drittstaaten werden durch die Zollämter kontrolliert, darüber stehen dem BAES keine Daten zur Verfügung! In den letzten drei Jahren wurde eine einzige Anzeige nach dem StGB durchgeführt, der Rest im Rahmen von Verwaltungsstrafverfahren.

Anfragebeantwortung von BM Rauch-Kallat vom 7. Sept. 2005: Am 1. Juli 2005 wurde das BAES durch einen Anruf der BH Weiz darüber informiert, dass die vorläufig beschlagnahmten 65 Pestizide von der belangten Firma widerrechtlich unter Bruch des Dienstsiegels widerrechtlich abtransportiert wurden. Es erfolgte sofort Strafanzeige bei der Staatsanwaltschaft GRAZ, weitere Behörden, BMLFUW und AGES wurden informiert. Unter den beschlagnahmten Produkten waren 3 Produkte sehr giftig (T+), 3 Produkte giftig (T) 20 Produkte mindergiftig (Xn), 16 Produkte in reizend (Xi) und 14 Produkte nicht eingestuft.

Unter den Produkten befand sich der Wirkstoff Paraquat, der seit 31. 7. 2002 in Österreich verboten ist. Weitere nicht zugelassene Wirkstoffe: Amitraz, Benomyl, Dimefuron, Pyrifenox und Simazin. 

Anfragebeantwortung von BM Gastinger vom 7. Sept. 2005: Am 5. Juli beauftragte die Staatsanwaltschaft Graz das Landespolizeikommando Steiermark mit der Durchführung von Sachverhaltsermittlungen. Zumindest in einem Fall konnte das illegale Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln Durspan 75 WG nachgewiesen werden. Weitere Anzeigen gemäß STGB in den letzten 3 Jahren sind dem Ressort nicht bekannt. 

Anfragebeantwortung von BM Grasser vom 9. Sept. 2005: Einfuhr von Pflanzenschutzmitteln betrifft die Waren der Position 3808 der kombinierten Nomenklatur (Insektizide, Fungizide, Herbizide, etc.). Die Anzahl an gewerblichen Importen betrugen in den einzelnen Jahren 823 Sendungen (2002), 814 Sendungen (2003), 640 Sendungen (2004), 321 Sendungen (1. Halbjahr 2005) – Direktimportkontrollen im Rahmen des Reiseverkehrs werden durchgeführt. Über die Anzahl dieser Kontrollen gibt es keine Aufzeichnungen. 2002 wurden 9 Verstöße festgestellt und 2003 wurden 3 Verstöße festgestellt und angezeigt. 

5)
Hinweise auf illegalen Pestizid-Einsatz im Rahmen der 
 
Wassergüte-Erhebung in Österreich

Im Rahmen der Wassergüte-Erhebung, die durch das Umweltbundesamt (UBA) koordiniert und dokumentiert wird, gibt es zahlreiche Hinweise auf illegalen Atrazin-Einsatz. Atrazin ist in Österreich seit 1995 verboten, manche EU-Länder hatten schon früher ein Anwendungsverbot ausgesprochen, in der Gesamt-EU endete die Zulassung mit Sept. 2004. 

Im Jahresbericht 2004 (Seite 60ff) finden sich die Auswertungen für Atrazin und dessen Abbauprodukt Desethylatrazin für alle Bundesländer. Dabei wurden an insgesamt 6 Mess-Stellen für Atrazin bzw. Desethylatrazin steigende Werte festgestellt (Auswertung bis 31. 12. 2002)

„Neben allfälligen illegalen Anwendungen könnte die Ursache für die oben dargestellten steigenden Trends auch die verzögerte Verlagerung von Rückständen (…) sein. Die Ursachen derartiger Belastungen können nur durch lokale Erhebungen eingegrenzt werden.“ S. 64

In einer Mitteilung der Sektion VII (Wasser) des BMLFUW an die Länder Bgld, NÖ, OÖ, Stmk, Wien vom 8. 6. 2005 wird in Bezugnahme zu diesem Bericht festgestellt: 

„In den gegenständlichen Fällen liegt zumindestens der Verdacht auf neuerliche Atrazineinträge und damit eine Missachtung der geltenden gesetzlichen Lage, der zur Folge eine Ausbringung von Atrazin nicht zulässig ist, nahe.“ 

Dabei wird eine Liste von 11 Meßstellen genannt, die steigende Trends aufweisen! (Bgld 1, NÖ 2, Wien 1, Stmk 6, OÖ 1^)

Eigene Recherchen haben ergeben, dass es einige weitere Messstellen gibt bei denen in den letzten 2 bis 3 Jahren Atrazin erstmals nachgewiesen wurde und zwar gleich deutlich über dem zulässigen Trinkwasserschwellenwert. 

6)
Forderungen der Grünen

BM Pröll hat versagt: Die Kontrollpläne hätten bereits 2002 deutlich erhöht werden müssen. Illegale Pestizid-Anwendungen sind nur durch eine verschärfte Kontrolle der Praktiken des Pflanzenschutzmittel-Handels und einer rigorosen Bestrafung illegaler Importe bzw. Verbringungen innerhalb der EU einzudämmen. ExpertInnen sprechen davon, dass bereits bis zu 40 % der in Österreich eingesetzten Pestizide über Direkt-Importe von Landwirten zur Anwendung kommen, die von Handelsfirmen in Österreich beraten und dann von deren Zweig- und Tochterunternehmen beliefert werden. 

Alle illegal in Verkehr gesetzten Wirkstoffe sind unverzüglich der Öffentlichkeit bekannt zu geben, um zu einer raschen Aufklärung zu kommen und Schaden für den Feinkostladen Österreich abzuwenden. 

„Ich fordere Bundesminister Pröll auf, das aktuelle Pflanzenschutzmittelgesetz grundsätzlich zu überarbeiten. Sollte der Minister die ernsthaften Bedenken von Umweltschutz-, Agrar- und Konsumentenschutzorganisationen nicht berücksichtigen, ist er als Umweltminister nicht mehr glaubwürdig“, argumentiert Pirklhuber. 

Die Vernetzung der Kontroll-Agenden zwischen Kontrolle der Handels-Importe, Kontrolle der Inverkehrbringung, Kontrolle von Direkt-Importen durch Landwirte sowie die Kontrolle der Anwendung der Pestizide ist ein Gebot der Stunde. 

BM Pröll muß endlich einen Pestizid-Reduktionsplan vorlegen, statt Pflanzenschutzmittel-Importe weiter zu liberalisieren! Der § 12 Abs. 10 des PMG ist dahingehend zu ändern, dass ein ordentliches Zulassungsverfahren in Österreich auch tatsächlich abgewickelt werden kann. 

Aus dem EU-Report (SANCO/687/02 final) geht hervor, dass von 932 in Österreich gezogenen Proben (Obst, Gemüse, Getreide) 6 % (56 Proben) Pestizide über dem Grenzwert enthielten. Nur in 62 % der Proben konnten keine Pestizidrückstände gefunden werden. (Siehe Homepage des BMLFUW. )

Das Bundesamt für Ernährungssicherheit (BAES) führt sämtliche Zulassungen von Pflanzenschutzmitteln durch. Da das Bundesamt sich praktisch des Personals der Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit (AGES) bedient, sind die Fachkräfte sowohl für die Zulassung als auch für die Überwachung und Kontrolle in der selben Institution tätig. Dies kann zu Interessenskonflikten führen“, kritisiert Pirklhuber. 

Die Grünen fordern daher eine grundlegende Reform des gesamten agrarischen Betriebsmittelrechtes. „Zulassung und Kontrolle müssen strikt getrennt werden, um Interessenskollisionen zu vermeiden“, so Pirklhuber. 
_1189281928.xls
Diagramm1

		2000		2000		2000

		2001		2001		2001

		2002		2002		2002

		2003		2003		2003

		2004		2004		2004



Altes Verfahren

Zulassung BRD

Zulassung NL

Anzahl

Pestizid-Zulassungen in Österreich

837

0

0

920

0

0

892

781

0

750

842

0

716

869

690



Tabelle1

		

				Altes Verfahren		Zulassung BRD		Zulassung NL

		2000		837		0		0

		2001		920		0		0

		2002		892		781		0

		2003		750		842		0

		2004		716		869		690





Tabelle1

		0		0		0

		0		0		0

		0		0		0

		0		0		0

		0		0		0



Altes Verfahren

Zulassung BRD

Zulassung NL

Anzahl

Pestizid-Zulassungen in Österreich

0

0

0

0

0

0

0

0

0

0

0

0

0

0

0



Tabelle2

		





Tabelle3

		






_1189282757.xls
Diagramm2

		2001		2001		2001

		2002		2002		2002

		2003		2003		2003

		2004		2004		2004



Inverkehrbringung

Beanstandungen

vorläufige Beschlagnahme

Pestizid-Kontrollen in Österreich

75

0

0

83

3

3

76

1

1

241

235

235



Tabelle1

		

				Altes Verfahren		Zulassung BRD		Zulassung NL

		2000		837		0		0

		2001		920		0		0

		2002		892		781		0

		2003		750		842		0

		2004		716		869		690

		Pestizid-Kontrollen in Österreich

				Inverkehrbringung		Beanstandungen		vorläufige Beschlagnahme

		2001		75		0		0

		2002		83		3		3

		2003		76		1		1

		2004		241		235		235





Tabelle1

		0		0		0

		0		0		0

		0		0		0

		0		0		0

		0		0		0



Altes Verfahren

Zulassung BRD

Zulassung NL

Anzahl

Pestizid-Zulassungen in Österreich

0

0

0

0

0

0

0

0

0

0

0

0

0

0

0



Tabelle2

		0		0		0

		0		0		0

		0		0		0

		0		0		0



Inverkehrbringung

Beanstandungen

vorläufige Beschlagnahme

Pestizid-Kontrollen in Österreich

0

0

0

0

0

0

0

0

0

0

0

0



Tabelle3

		





		






_1108903847.doc
[image: image1.png]DIE GRUNEN







